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Der Andrang auf die neuen LBG-Mietwohnungen in Degerloch ist groß. Rund 400 Anfragen erreichten bislang die Genossenschaft. Foto: Wilhelm Mierendorf

„Ich werde immer wieder gefragt, ob ich
überhaupt rechnen kann“, sagt Josef Vogel,
Geschäftsführender Vorstand der LBG Lan-
des-Bau-Genossenschaft Württemberg eG.
Denn die Mieten in den Bestands-Wohnun-
gen der LBG in Stuttgart liegen im Schnitt
bei 6,58 Euro pro Quadratmeter, während 
andernorts bereits bis zu 17 Euro pro Quad-
ratmeter aufgerufen würden. „Wir betrach-
ten unsere Wohnungen als Sozialgut und
nicht nur als Wirtschaftsgut“, rechtfertigt
Josef Vogel die niedrigen Mieten.

Dass die Landes-Bau-Genossenschaft
ohne Not auf sechs bis sieben Euro pro
Quadratmeter bei den Mieteinnahmen für
ihre eigenen Wohnungen verzichtet, wäh-
rend andernorts immer neue Spitzenwerte
verlangt werden, lässt manchen Mitbewer-
ber an den Rechenkünsten der Vorstände
zweifeln. Josef Vogel nimmt Kritikern aber 
schnell den Wind aus den Segeln. „Wir las-

sen bei unseren Kalkulationen auch mal die
Grundstückskosten außen vor, da diese ja
nicht an Wert verlieren. Außerdem rechnen
wir unsere Investitionen nicht über 35 son-
dern 55 Jahre, erklärt Mathias Friko, eben-
falls Geschäftsführender Vorstand und Josef
Vogel ergänzt, „wir geben uns auch mit
zwei bis drei Prozent Rendite zufrieden“.
Schließlich wolle die LBG ihren Mitgliedern
bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung stel-
len. Doch manchmal bleibe der LBG auch
gar nichts anderes übrig, als mehr zu verlan-
gen, als man selbst für die Miete kalkuliert
hatte. Zum Beispiel, wenn die Stadt Stutt-
gart die Miete bezahlt. Davon betroffen sind
einige der aktuell 17 Wohnungen, die die
Genossenschaft im Rahmen des Bündnisses
für Wohnen der Stadt überlassen hat. Für 
diese Wohnungen gilt nämlich als Ver-
gleichswert mit einem Mietpreisabschlag die
ortsübliche Miete, die auch für die städti-
sche Wohnungsgesellschaft gilt. „Die zuläs-
sige Miete liegt dabei höher als unsere eige-
ne Miete“, sagt Josef Vogel. 

Wie groß die Nachfrage nach bezahlba-
rem Wohnraum in Stuttgart ist, bekommt
die Landes-Baugenossenschaft Württem-
berg immer dann hautnah mit, wenn sie eine
Wohnung zu vermieten hat. „500 Anfragen
auf eine Wohnung sind die Regel“, so Mat-
hias Friko. Um Mieter zu werden, muss man
allerdings Mitglied bei der LBG werden. Da-
zu müssen fünf Geschäftsanteile a 160 Euro
erworben werden. „Die 800 Euro sind quasi
die Kaution, für die wir aber nach Genehmi-

gung durch die Organe derzeit jedes Jahr 
eine Dividende von 4 Prozent plus ein Pro-
zent Solarbonus – Beteiligung vom jährli-
chen Gewinn der Photovoltaikanlagen –
ausschütten“, so Josef Vogel. 

Dafür, dass nicht mehr Wohnungsunter-
nehmen dem Beispiel der LBG folgen, hat
Josef Vogel eine einfache Erklärung: „Jeder
verfolgt seine eigene Geschäftspolitik“.
Dass es dem Unternehmen deshalb nicht

schlechter geht als anderen, zeigt der jetzt
vorgelegte Finanzbericht 2017. So stieg das
Eigenkapital von 71,2 im Jahr 2008 auf
114,4 Millionen Euro Ende 2017. Bis in ei-
nigen Jahren soll der Bestand von heute
5400 auf 6000 Wohnungen gesteigert wer-
den – eine Voraussetzung, die Stadt Stutt-
gart hält ihr Versprechen und verkauft die 
städtischen Grundstücke nicht zum Höchst-
gebot. Ingo Dalcolmo

„Die Wohnung ist Sozialgut“ 
Preisgestaltung. Es gibt durchaus noch bezahlbaren Wohnraum in Stutt-
gart. Eine Genossenschaft macht es vor. Trotzdem kann ein und dieselbe 
Wohnung teurer werden, wenn die Stadt die Miete bezahlt. Wie das geht? 

» MEHR IM NETZ
Im Video unter https:/
/ y o u t u . b e /
J0wU4JiswzQ erläu-
tert Josef Vogel von
der LBG, warum die
Wohnung auch ein
Sozialgut ist. Schnel-
ler geht es, wer den

QR-Code mit dem Smartphone scannt. red

Zum 1. September endet die Produktion der
meisten Halogenlampen. Das Bedauern da-
rüber dürfte sich allerdings in Grenzen hal-
ten, denn es gibt – inzwischen gute – ener-
gieeffiziente Leuchtmittel, allen voran die 
LEDs. Was Verbraucher zum Thema wissen
müssen:

Wie viel effizienter sind Energiespar-
lampen? Im Vergleich zu Glüh- und Halo-
genlampen haben Energiesparlampen eine
hohe Lichtausbeute und sparen dadurch
Strom. Energiesparlampen sind 80 Prozent
effizienter als die nicht mehr produzierten 

Glühlampen. Sie brennen laut der Deutsche
Energieagentur (dena) in Berlin in der Regel
etwa 6000 bis 15 000 Stunden.

Muss ich Glühbirnen und Halogenlam-
pen zwingend entfernen? „Nein, zu Hause
kann ich tun und lassen, was ich will“, sagt
Martin Brandis von der Energieberatung des
Verbraucherzentrale Bundesverbands. 

Darf der Handel mir noch Glühlampen
und Halogenlampen verkaufen? „Ja, Rest-
bestände dürfen verkauft werden“, stellt
Iris Vollmann von der Brancheninitiative
Licht.de klar. Seit September 2012 werden 

aber keine neuen Glühlampen mehr in den
Handel gebracht. „Bis auf wenige Ausnah-
men werden Halogenlampen ab 1. Septem-
ber 2018 nicht mehr hergestellt.“ 

Woran erkenne ich, ob ich noch alte Bir-
nen in der Leuchte habe? Die klassische
Glühlampe erkennt man an der Birnen-
oder Kerzenform. Sie hat unten einen Me-
tallsockel zum Schrauben und oben ein
Glas, in dem sich ein Wolfram-Draht befin-
det, der für die Lichterzeugung zuständig
ist. „In einem Haushalt können sich aber
noch verschiedene andere Lampenarten fin-
den, die äußerlich der alten Glühlampe äh-
neln, nämlich Halogen- und Kompakt-
leuchtstofflampen sowie LEDs“, erklärt 
Dietlinde Quack vom Öko-Institut in Frei-
burg. 

Wie ersetze ich Glüh- und Halogenlam-

pen? Watt war hier die wichtigste Kennzahl,
die für die Helligkeit einer Leuchtquelle
stand. Weit verbreitet waren 40-, 60- und
100-Watt-Glühbirnen. Für LED und Ener-
giesparlampe ist aber die Einheit Lumen
(lm) die wichtige Information. Als Faustre-
gel gilt: Etwas mehr als zehn Lumen ent-
sprechen etwa einem Watt. Will man eine
40-Watt-Glühbirne ersetzen, wählt man al-
so ein Energiesparmodell mit 470 Lumen.
Circa 800 Lumen stehen für eine 60-Watt-
Glühlampe, bei 100 Watt sind es 1400 Lu-
men. 

Daneben ist die Farbtemperatur in Kel-
vin wichtig. Eine warmweiße Lichtquelle hat
2700 bis 3000 Kelvin - das entspricht etwa
dem Licht einer Glühbirne. Neutralweiße
oder tageslichtweiße Lichtquellen haben
eine höhere Zahl. Katja Fischer, dpa

Halogenlampen stehen vor dem Aus
Beleuchtung. Vor sechs Jahren kam das endgültige Aus der Glühbirne. 
Nun folgt ein weiterer Schritt: Ab September 2018 ist es auch mit den 
meisten Halogenlampen vorbei. 

Im Vorfeld des anstehenden Wintersemes-
ters ist das Studierendenwerk Stuttgart in
Kooperation mit Haus & Grund Stuttgart
wieder auf der Suche nach bezahlbarem
Wohnraum für Studierende, die ihr Studium
in der Landeshauptstadt im Herbst begin-
nen. Die Kooperation geht damit in ihr
sechstes Jahr. „Wir appellieren an unsere
Mitglieder, die eigenen Objekte nach bisher
ungenutzten beziehungsweise nicht mehr
genutzten Räumen zu durchforsten, um so
möglicherweise bisher noch verborgenen
Wohnraum zu aktivieren“, so Geschäftsfüh-
rer Ulrich Wecker. Das Studierendenwerk
wiederum stellt auf der Website www.platz-
fuer-studierende.de ein kostenfreies Portal
für die Privatzimmervermittlung bereit.
Dort können interessierte Vermieter ihr An-
gebot einstellen, wohnungssuchende Studie-
rende das Passende auswählen und Kontakt
aufnehmen. Besonders für neue Studieren-
de wird es immer schwerer, in Stuttgart
preisgünstigen Wohnraum zu finden. Die
aktuell mehr als 7200 Wohnplätze des Stu-
dierendenwerks reichten bei Weitem nicht
aus. So seien viele auf ein Zimmer in einer
Wohngemeinschaft, zur Untermiete oder
auf eine Privatwohnung angewiesen. red

Studentenbuden
wieder gesucht

Kooperation. Haus & Grund und 
das Studierendenwerk suchen 
wieder Wohnraum für Studierende.

» RECHT
Ein sommerlicher Temperaturanstieg in
der Wohnung ist kein Mangel, auch
nicht in einer Dachgeschosswohnung.
Wird die Wohnung in den Sommermo-
naten allerdings unerträglich heiß, kann
dies ein Kündigungsgrund sein und Er-
satzansprüche auslösen, erklärt der 
Deutsche Mieterbund (DMB) mit Blick
auf eine Entscheidung des Verfassungs-
gerichtshofes des Landes Berlin
(40/06). Auch eine Mietminderung kann
gerechtfertigt sein, befand das Amtsge-
richt Hamburg (Aktenzeichen 46 C
108/04).
In dem Berliner Fall heizte sich eine 
Dachgeschosswohnung im Sommer auf
bis zu 46 Grad Celsius auf. Normales
Wohnen sei unmöglich gewesen:
Wachskerzen schmolzen, Pflanzen gin-
gen ein und der Wellensittich habe
einen Hitzschlag erlitten. Hier waren
nach Ansicht der Richter eine fristlose 
Kündigung und eventuelle Schaden-
ersatzansprüche möglich.
Der Hamburger Mieter einer Oberge-
schosswohnung bemängelte, dass die
Sommertemperaturen tagsüber bei 30
Grad und nachts noch bei mehr als 25 
Grad Celsius lagen. Das Gericht ging
hier von einem unzureichenden Wärme-
schutz aus und billigte den Mietern für
die hochpreisige, qualitativ gut ausge-
stattete Neubauwohnung eine Mietmin-
derung von 20 Prozent zu. Gleichzeitig 
muss der Vermieter laut Mieterbund für
einen den Regeln der Technik entspre-
chenden sommerlichen Wärmeschutz
sorgen. Er kann beispielsweise Außenja-
lousien anbringen lassen. Verlangen
kann der Mieter Außenjalousien aber
nicht, entschied das Amtsgericht Leip-
zig (Aktenzeichen 164 C 6049/04). dpa

Vermieter dürfen Mieter nicht einfach
pauschal an Hauswartkosten beteili-
gen. Ist für den Mieter nicht erkennbar,
in welchem Umfang nicht umlagefähige
Kosten in der Vergütung für den Haus-
meister enthalten sind, dürfen die Kos-
ten insgesamt nicht umgelegt werden.
Das entschied das Amtsgericht Münster
(Aktenzeichen 61 C 2796/17), wie die
Zeitschrift „Wohnungswirtschaft und
Mietrecht“ (7/2018) des Deutschen
Mieterbundes (DMB) berichtet.
In dem verhandelten Fall stritten sich 
Mieter und Vermieterin um die Nach-
zahlung aus einer Betriebskostenab-
rechnung. dpa
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